
A R C H I T E K T E N V E R T R A G
Stand 15.04.2024
F Ü R   D A S   P R O J E K T

     
(siehe auch § 1 des Vertrages)

Zwischen
(Name der kirchlichen Körperschaft)	
	     
	     
in:
[bookmark: _Hlk63067777]	     
	     

vertreten durch: (Vertretungsorgan)* bei Kirchengemeinden das Presbyterium
	     
Ansprechpartner/Ansprechpartnerin: 
	     
in:
	     
     

Telefon: 	     	 
E-Mail:      	
- Auftraggeber/Auftraggeberin -


und:	
	     
	     
vertreten durch: (z.B.bei GmbH der/die GeschäftsführerIn)
	     
Ansprechpartner/Ansprechpartnerin: 
	     
	
in:
	     
	     
Telefon: 	     	 
E-Mail:      
	- Auftragnehmer/Auftragnehmerin -


wird folgender Vertrag nach § 650 p Abs. 1 BGB geschlossen. Mit ihm werden die im Folgenden aufgeführten Leistungen vereinbart:

§ 1
Gegenstand des Vertrages
(1) Gegenstand dieses Vertrages sind die in § 3 näher bezeichneten Leistungen für
	
☐ Neubau
☐ Erweiterungsbau
☐ Umbau/Modernisierung
☐ Instandhaltung/Instandsetzung 
☐ Wiederaufbau
☐ Leistungen für den Innenausbau (raumbildender Ausbau) 
☐ Freianlagen
	
	(die entsprechende(n) Maßnahme(n) sind anzukreuzen – Mehrfachnennungen sind möglich)


das Objekt (z.B. Kirche, Gemeindehaus, Bürogebäude, Kindertagesstätte etc.) 
	     

Ort des Objektes 
(Adresse, ggfs. Auch Flurstück) 


Angaben zum Umfang 
(z.B. Raum- und Flächenbedarf, Gebäudeteile) ggfs. durch Anlage (genauere Anforderungen formulieren) 


Angaben zur Qualität  
(z.B. Qualitätsstandards (z.B einfacher, mittlerer oder hoher Standard) Materialien (z.B. Klinker, Wärmedämmverbundsystem, Ausstattung) 
     

Angaben zur Funktionalität 
(z.B. Flexibilität der Nutzung, Barrierefreiheit, Anschlussnutzung, Erweiterungsmöglichkeit)


Angaben zur technischen Ausstattung 
(z.B. Schallschutz, Akustik, besondere digitale Präsentationsformen)
 	     

Energetische Vorgaben 
(z.B.KfW-Standard, Einsatz von regenerativen Energien, Passivhaus)
	     

Angaben zum Nachhaltigkeitsstandard 
(ggfs. zu erzielender Nachhaltigkeitsstandard, Einsatz von nachhaltigen Materialien) 
	     

Fördergeber 
(z.B. öffentliche Förderung, (z.B. Denkmalschutz, kommunale Förderung KiTa)
Ja nein und ggfs. Nennung 
	     

Denkmalschutz
a) ☐ Das Objekt steht unter Denkmalschutz 
b) ☐ Teile des Objektes stehen unter Denkmalschutz 

☐eine Prüfung ist erfolgt (Angaben wurden verifiziert!)

das Bauteil/die Bauteile 
(z.B. Fassadensanierung, Fensteraustausch, Realisierung von Brandschutzauflagen etc.)
     

Sonstige Angaben (besondere Ausstattung) 
(z.B. Kochküche, externe Nutzer, Aufzug, Orgel, Glocken)
     

*ggfs. Erweiterte Angaben in Anlagen 

Hinweis: Bei Umbauten- Modernisierung und Neubauten und bei technischer Sanierung (z.B. Austausch von Wärmeträgern) ist das Ziel der Landessynode bei der Planung zu berücksichtigen ab dem Jahr 2035 nur noch Gebäude zu betreiben, de netto treibhausgasneutral sind. 


(2) Das Budget für die Baumaßnahme beträgt (ausschließlich der Kostengruppe 100 „Grundstück“ der DIN 276) 
 Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. €
(incl. MwSt. und Nebenkosten). 
Mit Benennung des Budgets wird seitens des Auftraggebers/der Auftraggeberin erklärt, dass seinerseits/ihrerseits ein besonderer Wert auf Einhaltung dieser Gesamtkosten gelegt wird. Die Angabe der Gesamtkosten ist nicht als eine Kostengarantie des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin zu verstehen, der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat seine Planung jedoch an dem Budget auszurichten.
(3) Bei Kostenüberschreitungen, die sich nicht aufgrund eines veränderten Leistungsumfanges auf Veranlassung des Auftraggebers/der Auftraggeberin ergeben, sind Änderungen von erbrachten und abgenommen Leistungen oder Teilleistungen des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin (gemäß § 3) zur Einhaltung der Gesamtkosten ohne zusätzliche Vergütung durch den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin durchzuführen. 

(4) Der Auftraggeber/die Auftraggeberin ist sofort schriftlich in Kenntnis zu setzten, wenn eine Kostenüberschreitung dieses Budgets für den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin erkennbar ist. Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat Kostensenkungsmaßnahmen vorzuschlagen und die schriftliche Freigabe der weiteren Bearbeitung abzuwarten. 


Der Vertrag und die Ermittlung des Budgets basieren auf der:

Fehler! Textmarke nicht definiert.☐ Budgetermittlung des Bauherrn/der Bauherrin Fehler! Textmarke nicht definiert. Fehler! Textmarke nicht definiert.
☐ Überschlägige Ermittlung von Baukosten des AN/der AN
☐ Kostenschätzung (nach DIN 276)
☐ Kostenberechnung (nach DIN 276)

(bitte ankreuzen)

(5) Bei Bestandsbauten vereinbaren der Auftraggeber/die Auftraggeberin und der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hinsichtlich der gem. HOAI § 4 Abs. 3 bei Vertragsschluss gemeinsam eine Festlegung hinsichtlich des Wertes und Umfangs der mitzuverarbeitenden Bausubstanz in diesem Vertrag zu treffen. 
		(siehe § 8 Abs. 2.3)

(6) Insofern der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin Leistungen im Sinne des BGB § 650p Abs. 2 erbracht hat oder erbringen wird, so vereinbaren die Parteien, dass hierfür keine Sondervergütung anfällt, sondern diese Leistungen in der Leistungsphase 1 und der entsprechenden Vergütung der Leistungsphase 1 enthalten sind. 



§ 2
Grundlage des Vertrages

(1) Dem Vertrag liegen zugrunde:
1. Empfohlene Projektstruktur für Bauvorhaben der Gemeinden der EKiR  (Anlage 1) 
2. Anlage 9 zur Richtlinie, (zu § 53 Abs. 3 WiVO), Durchführungsbestimmungen für die Ausschreibung, Vergabe und Abrechnung von Bauleistung, Lieferungen und Dienstleistungen (§ 16 und Anlage:2)
3.
☐ Budgetermittlung des Bauherrn/der Bauherrin Fehler! Textmarke nicht definiert. Fehler! Textmarke nicht definiert.
☐ Überschlägige Ermittlung von Baukosten des AN/der AN
☐ Kostenschätzung (nach DIN 276)
☐ Kostenberechnung (nach DIN 276)
(Anlage 3)


3. Honorarangebot* des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin auf Basis der Kostengrundlage (siehe § 1 (4) und § 2(3) vom      	(Anlage: 4)
4. Haftpflichtversicherungsnachweis* des Architekten 	(Anlage: 5)
5. Zeitplan für die Planung der Planung (Siehe auch § 6)	(Anlage: 6)

(Zutreffendes bitte ankreuzen- die hier genannten Anlagen sind zwingend erforderlich!)

(2) Die folgenden Anlagen sind ebenfalls Vertragsgrundlage:

1. 	|_|Baubeschreibung vom       	(Anlage:      )

2. [bookmark: Kontrollkästchen91]|_|die Bedarfsplanung vom      .	(Anlage:      )
3. [bookmark: Kontrollkästchen92]	|_|das Raumprogramm vom      	(Anlage:      )
4. |_|die Machbarkeitsstudie vom      .	(Anlage:      )
5.      	(Anlage:      )
6. 	     	(Anlage:      )
7.      	(Anlage:      )

*Anmerkung:  Kostenschätzung/Kostenberechnung oder Baukostenermittlung, das Honorarangebot, sowie der Haftpflichtversicherungsnachweis sind in jedem Fall dem Vertrag anzufügen.

Alle angekreuzten Anlagen sind den jeweiligen Vertragsausfertigungen beizufügen.

(3) Auf das Vertragsverhältnis findet die Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) sowie das Werksvertragsrecht des BGB (§631 und Folgende) sowie die Werkvertragsvorschriften für Planerverträge (§§ 650 p bis 650 t) in der bei Vertragsabschluss geltenden Fassung Anwendung. 
	

§ 3 
Leistungen des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin
(1) Die Leistungen des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin ergeben sich daraus, welche der Leistungsphasen aus der Leistungsbeschreibung (gem. § 3 (6)) beauftragt sind oder später vom Auftraggeber/von der Auftraggeberin abgerufen werden.

(2) Es werden beauftragt Leistungen für (die entsprechenden Leistungsbilder sind anzukreuzen):

	|_| Objektplanung Gebäude 
	     (gem. HOAI Teil 3, § 33-37 mit Anlage 10)
[bookmark: Kontrollkästchen96]	|_| Objektplanung Innenräume	
	      gem. HOAI Teil 3, § 33-37 mit Anlage 10	
	|_| Freianlagen		
	      gem. HOAI, Abschnitt 2, § 38-40 mit Anlage 11

Werden Grundleistungen für Innenräume in Gebäuden, die neu gebaut, wiederaufgebaut, erweitert oder umgebaut werden, einem Auftragnehmer übertragen, dem auch Grundleistungen für dieses Gebäude nach § 34 übertragen werden, so sind die Grundleistungen für Innenräume im Rahmen der festgesetzten Mindest- und Höchstsätze bei der Vereinbarung des Honorars für die Grundleistungen am Gebäude zu berücksichtigen. Ein gesondertes Honorar nach § 11 Absatz 1 darf für die Grundleistungen für Innenräume nicht berechnet werden

(3)	Auftragsumfang
.

	Stufenweise Beauftragung:

die nachstehend angekreuzten Leistungen (§3 Abs.4) werden stufenweise beauftragt.  
Mit Vertragsschluss werden nur die folgenden Leistungsphasen beauftragt:

[bookmark: Kontrollkästchen98]|_|Fehler! Textmarke nicht definiert.	Leistungsphasen 1- 3 

[bookmark: Kontrollkästchen97]|_|Fehler! Textmarke nicht definiert.	Leistungsphasen 4 und 5 (Die Leistungen der Leistungsphase 1-3 wurden bereits erbracht) 

Fehler! Textmarke nicht definiert.|_|Fehler! Textmarke nicht definiert.	Leistungsphasen 3 -5 (Die Leistungen der Leistungsphasen 1-2 wurden bereits erbracht) 
	beauftragt. 

[bookmark: Kontrollkästchen108]|_|Fehler! Textmarke nicht definiert.	      (frei eintragbare Leistungsphasen)

Hinweis für Auftranehmer/Innen: nach LP 3 ist von der Gemeinde ein förmlicher Baubeschluss zu treffen, dieser ist kirchenaufsichtlich zu genehmigen. 

	(bitte Zutreffendes ankreuzen)

Der Bauherr/die Bauherrin beabsichtigt, vorbehaltlich der zur Verfügung stehenden Finanzmittel bzw. der kirchenaufsichtlichen Genehmigung des Vorhabens oder eines weiteren Gremienbeschlusses weitere Leistungen zu beauftragen. Die Beauftragung erfolgt schriftlich. Ein Rechtsanspruch auf die Übertragung weiterer Leistungen besteht nicht. 
Nicht durch besondere Schreiben freigegebene Leistungsphasen gelten als nicht übertragen und bedürfen keiner Kündigung gemäß § 16. Dem Auftragnehmer/der Auftragnehmerin stehen keine Ansprüche auf Abruf von Leistungsphasen zu, er/sie kann auch aus der stufenweisen Beauftragung oder Nichtbeauftragung keinerlei weitergehenden Rechte, gleich welcher Art, herleiten. Der Auftraggeber/die Auftraggeberin bleibt frei in seiner Entscheidung, ob er den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin oder einem Dritten mit den weiteren Leistungen beauftragt.



(4) Bewertung der Leistungen:
(bitte die beauftragten Prozentsätze eintragen!)

	Beschreibung
	[bookmark: Kontrollkästchen145]|_|Gebäude

	[bookmark: Kontrollkästchen146]|_|raumbildende Ausbauten
	[bookmark: Kontrollkästchen147]|_|Freianlagen

	
	
	v.H. beauftragt
	v.H. gem. HOAI
	
	v.H. beauftragt
	v.H. beauftragt
	
	v.H. beauftragt
	v.H. gem. HOAI

	1. Grundlagenermittlung
	[bookmark: Kontrollkästchen100]|_|
	     
	 2
	[bookmark: Kontrollkästchen136]|_|
	     
	2
	|_|
	     
	3

	2. Vorplanung
	|_|
	     
	7
	[bookmark: Kontrollkästchen137]|_|
	     
	7
	|_|
	     
	10

	3. Entwurfsplanung
	|_|
	[bookmark: Text218]     
	15
	[bookmark: Kontrollkästchen138]|_|
	     
	15
	|_|
	     
	16

	4. Genehmigungsplanung
	|_|
	[bookmark: Text219]     
	3
	[bookmark: Kontrollkästchen139]|_|
	     
	2
	|_|
	     
	4

	5. Ausführungsplanung
	|_|
	[bookmark: Text220]     
	25
	[bookmark: Kontrollkästchen140]|_|
	     
	30
	|_|
	     
	25

	6. Vorbereitung der Vergabe
	|_|
	[bookmark: Text221]     
	10
	[bookmark: Kontrollkästchen141]|_|
	     
	7
	|_|
	     
	7

	7. Mitwirkung bei der 
    Vergabe
	|_|
	[bookmark: Text222]     
	4
	[bookmark: Kontrollkästchen142]|_|
	     
	3
	|_|
	     
	3

	8. Objektüberwachung
	|_|
	[bookmark: Text223]     
	32
	[bookmark: Kontrollkästchen143]|_|
	     
	32
	|_|
	     
	30

	9. Objektbetreuung
	|_|
	[bookmark: Text224]     
	2
	[bookmark: Kontrollkästchen144]|_|
	     
	2
	|_|
	     
	2

	Das Honorar wird festgelegt auf: 

	
	[bookmark: Text225]     
	
	
	     
	
	
	     
	


	
*Hinweis:  bitte hinter den Kreuzen die beauftragten v.H. Sätze eintragen, sollte nichts eingetragen werden, wird davon ausgegangen, dass die Leistungsphasen in ihrer Gänze beauftragt werden.			
Beauftragung von Teilleistungen der oben genannten Leistungsphasen:
[bookmark: Kontrollkästchen70]	|_| Es werden folgende Teilleistungen der oben genannten Leistungsphasen übertragen:(Teil-Leistung, Leistungsphase und v.H. Satz sind zu benennen)
	     
	     

§ 4 
Pflichten des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin
(1) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat für die Auftragsabwicklung entsprechend qualifizierte Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen einzusetzen. Er hat seine Leistungen entsprechend den objektiven Erfordernissen so rechtzeitig zu erbringen, dass eine reibungslose und effektive Abwicklung des Vorhabens gesichert ist. Die vom Auftragnehmer/von der Auftragnehmerin angefertigten Unterlagen müssen die Gewähr dafür bieten, dass sie ohne wesentliche Änderungen oder Ergänzungen für den vorgesehenen Zweck verwendbar sind und dem aktuellen Stand der fachlichen Erkenntnisse sowie den behördlichen und gesetzlichen Vorschriften entsprechen.

(2) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat die Leistung im eigenen Unternehmen durchzuführen. Die Übertragung an andere ist nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers/ der Auftraggeberin zulässig; der Zustimmung bedarf es nicht für unwesentliche oder solche Teilleistungen, auf die das Unternehmen des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin überhaupt nicht oder zurzeit nicht eingerichtet ist.
(3) Sollte die Leistungsphase 8 übertragen werden, so stellt der AN/die AN sicher, dass die Leistungsphase durch einen erfahrenen Bauleiter/erfahrene Bauleiterin (mit entsprechendem Hochschulabschluss und Bauleiterpraxis von mind. 5 Jahren) erbracht wird. Der AN/die AN wird dem AG/der AG mit Vorlaufzeit von 6 Wochen mitteilen, wer die Bauleitung wahrnehmen wird und die Qualifikation entsprechend nachweisen. 
(4) Bei Beauftragung mit der Leistungsphase 8, Objektüberwachung, hat der Auftragnehmer/ die Auftragnehmerin die Baustelle mindestens zweimal wöchentlich während der Bauzeit zu beaufsichtigen.

(5) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin verpflichtet sich in einem Rhythmus von       *Werktagen eine Planungsbesprechung mit allen Planungsbeteiligten durchzuführen und die Ergebnisse zu protokollieren. Das Protokoll ist innerhalb von 5 Werktagen nach der Besprechung allen Beteiligten zuzusenden.

	*(Empfehlung: Hier ist eine Zeit zwischen 10- max 15 Werktagen einzutragen)

(6) Soweit es seine Aufgabe erfordert, ist der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin berechtigt und verpflichtet, die Rechte des Auftraggebers/der Auftraggeberin zu wahren; insbesondere hat er den am Bau Beteiligten die notwendigen Weisungen zu erteilen.

(7) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin berät den Auftraggeber/die Auftraggeberin über die Notwendigkeit des Einsatzes von Sonderfachleuten. Der Auftraggeber/die Auftraggeberin überträgt den ausgewählten Sonderfachleuten die festgelegten Leistungen im eigenen Namen nach Anhörung und Beratung durch den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin.

(8) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin ist nicht berechtigt, im Namen und für Rechnung des Auftraggebers/der Auftraggeberin Leistungen zu vergeben. Die Vergabe von Bauleistung erfolgt allein durch den Auftraggeber/die Auftraggeberin.

(9) Dem Auftragnehmer/der Auftragnehmerin ist bekannt, dass er für eine kirchliche Körperschaft (Kirchengemeinde oder andere kirchliche Einrichtung) arbeitet.  Das bedeutet, dass ihm/ihr in der Regel nicht nur ein Ansprechpartner zur Verfügung steht, sondern eine Beratung in verschiedenen Gremien durchzuführen ist.  Die Sitzungen der Gremien finden großteils zu Zeiten statt, bei der auch Ehrenamtliche Mitglieder Zeit finden, an den Sitzungen teilzunehmen. 
(10) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin ist bis zum Ende der Verjährung nach § 16 Ziffer 2 verpflichtet, dem Auftraggeber/der Auftraggeberin sowie den landeskirchlichen und staatlichen Aufsichtsorganen über die von ihm/ihr zu vertretenden Leistungen ohne besondere Vergütung Auskunft zu geben und in seine Unterlagen Einblick zu gewähren.
(11) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat bei Beendigung der jeweilig beauftragten Leistungsphasen und bei Beendigung seiner/ihrer Leistungen eine Dokumentation vorzulegen.  Ebenso sind dem Auftraggeber/der Auftraggeberin alle für das Bauvorhaben relevante Unterlagen auszuhändigen. Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat hierzu auch digitale Daten (freigeben zur weiteren Bearbeitung durch die Bauherrin/den Bauherren oder von der Bauherrin/den Bauherrn beauftragte Ingenieur/Architekturbüros -z.B. ungeschützte DWG/DXF Dateien, sowie auch frei bearbeitbare Massenermittlungen und Kostenermittlungen (ungeschützte Excel Dateien etc.)) zu übergeben. Die Unterlagen sind digital (pdf und DWG/DXF) zu übergeben.

§ 5
Pflichten des Auftraggebers/der Auftraggeberin
Dem Auftraggeber/der Auftraggeberin obliegt es,
(1) Gutachten und Planungsunterlagen zu beschaffen, die nicht zu den Leistungen des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin gehören;

(2) die Ergebnisse notwendiger Leistungen, die dem Auftragnehmer/der Auftragnehmerin nach § 3 nicht übertragen sind, zur Verfügung zu stellen;

(3) mit Behörden zu verhandeln, soweit dies nicht zu den Aufgaben des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin gehört und insbesondere dafür zu sorgen, dass die landeskirchliche Bauberatung erfolgt.
(4) Verträge mit Sonderfachleuten und bildenden Künstlern abzuschließen. 

(5) zu entscheiden, an wen die Bauleistung und Lieferungen zu vergeben sind. Die Wahl der Unternehmen für die Ausführung des Bauwerkes und die Entscheidung über die Vergabe trifft der Auftraggeber/die Auftraggeberin im Benehmen mit dem Auftragnehmer/der Auftragnehmerin.

(6) die vom Auftragnehmer/der Auftragnehmerin geprüften Rechnungen anzuweisen;

(7) die Befugnisse eines Bauausschusses und/oder die Weisungsbefugnis Dritter gegenüber den am Bau Beteiligten zu klären;

(8) Der Auftraggeber/die Auftraggeberin benennt als seine bevollmächtigte Vertretung:
	     
	Diese sind/ist zur Abgabe rechtsgeschäftlicher Erklärung bevollmächtigt.

(9) Der Auftraggeber/die Auftraggeberin kann Weisungen an die am Bau Beteiligten nur im Einvernehmen mit dem Auftragnehmer/der Auftragnehmerin erteilen.

(10) Nach Fertigstellung ist das Bauwerk durch den Auftraggeber/die Auftraggeberin oder dessen Beauftragten abzunehmen. 

§ 6 
Bearbeitungsfristen

Die nachstehenden Fristen werden verbindlich festgelegt und gelten ab Vertragsabschluss sowie bei stufen weiser Beauftragung ab schriftlicher Freigabe der Leistungsphasen durch den Auftraggeber/die Auftraggeberin. 
Die Bearbeitungsfristen sind maßgeblich für die zu erbringenden Leistungen des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin.
1. Vorlage der Unterlagen gemäß Leistungsphase 1 und 2 einschließlich Kostenschätzung nach jeweilig aktueller DIN 276 oder gewerkeweise      
2. Vorlage der Unterlagen gemäß Leistungsphase 3 einschließlich der Kostenberechnung nach jeweilig aktueller DIN 276 oder gewerkeweise     
3. Vorlage der Unterlagen gemäß Leistungsphase 4       
4. Vorlage der Unterlagen gemäß Leistungsphase 5      
5. Vorlage der Unterlagen der Leistungsphase 6 einschließlich der bepreisten Leistungsverzeichnisse      
6. Geplante Übergabe/Schlussabnahme      
(Hinweis: bitte unbedingt ausfüllen- ggfs. reicht ein Eintrag unter Punkt 7)

§ 7 
Sonderfachleute und bildende Künstler
	Es sind Name, Berufsbezeichnung und Adresse anzugeben. 
	Folgende Leistungen werden durch Sonderfachleute und bildende Künstler erbracht:
	
1. 	|_| a) Projektsteuerung 	durch: 	     
2. 	|_| a) Vermessung	durch: 	     
3. 	|_| b) Baugrunduntersuchung	durch: 	     
4. 	|_| c) Statische Berechnung	durch: 	     
5. 	|_| d) Heizung und Lüftung	durch: 	     
6. 	|_| e) Be- und Entwässerung	durch: 	     
7. 	|_| f) Elektro- und Lichttechnik	durch: 	     
8. 	|_| g) Akustische Beratung	durch: 	     
9. 	|_| h) Bauphysikal. Beratung	durch: 	     
10. 	|_| i) SIGE-Koordinierung	durch: 	     
11. 	|_| j) denkmalpflegerische Beratung	durch: 	     
12. 	|_| k)      	durch: 	     
13. 	|_| l)      	durch:      
14. 	|_| m)      	durch: 	     


§ 8 
Vergütung, Beauftragung besonderer Leistungen

(1) Grundlage der Vergütung:
Die Vergütung erfolgt auf Basis der in diesem Paragraphen festgelegten Parameter. 
Gemäß den Festlegungen der HOAI 2021 ist es möglich die Tabellensätze der HOAI durch Festlegungen im Vertrag zu unter- oder überschreiten. (vgl. § 2 a HOAI 2021) 

(2) Das Honorar wird mit diesem Vertrag wie folgt festgelegt:
Auf Basis der Festlegungen der HOAI 2021 festgelegt.
Sollten Abweichungen zu den Festlegungen der HOAI vereinbart werden, so sind diese in § 20  zu benennen. 

(2.1) Die anrechenbare Kosten erfolgen gem. folgenden Festlegungen der HOAI:
(bitte Zutreffendes ankreuzen)
[bookmark: Kontrollkästchen25]	|_| gem. HOAI § 33 Gebäude
[bookmark: Kontrollkästchen113]	|_| gem. HOAI § 33 Innenräume
 	|_| gem. HOAI § 38 (Freianlagen)	

(Werden Grundleistungen für Innenräume in Gebäuden, die neu gebaut, wiederaufgebaut, erweitert oder umgebaut werden, einem Auftragnehmer übertragen, dem auch Grundleistungen für dieses Gebäude nach § 34 übertragen werden, so sind die Grundleistungen für Innenräume im Rahmen der festgesetzten Mindest- und Höchstsätze bei der Vereinbarung des Honorars für die Grundleistungen am Gebäude zu berücksichtigen. Ein gesondertes Honorar nach § 11 Absatz 1 darf für die Grundleistungen für Innenräume nicht berechnet werden.) 

(2.2) Grundlage des Honorars

	Das Honorar richtet sich nach den anrechenbaren Kosten des Objekts auf Grundlage der Kostenberechnung (§ 2 Abs. 11 HOAI), die nach der DIN 276 in der jeweils aktuellen Fassung aufzustellen ist.
Die Kostenberechnung ist durch den Aufraggeber durch Unterschrift freizugeben.
Endet das Vertragsverhältnis zu einem Zeitpunkt, zu dem die Kostenberechnung noch nicht vorliegt, so gilt als Grundlage zur Ermittlung der anrechenbaren Kosten die Kostenschätzung oder das Budget. 

|_|  Die Kostenschätzung liegt diesem Vertrag in Anlage       an.

|_|  Die Kostenberechnung liegt diesem Vertrag in Anlage       an, Fehler! Textmarke nicht definiert.einvernehmlich legen die Parteien die anrechenbaren Kosten für die Architektenleistungen resultierend aus der Kostenberechnung auf       € fest. (Nettobaukosten gem. § 4 HOAI)

|_| Derzeit liegt noch keine Kostenschätzung/Kostenberechnung vor.

|_|Fehler! Textmarke nicht definiert. Die Kostenschätzung ist bis zum       vorzulegen. Sie ist von beiden Vertragsparteien gegenzuzeichnen.

|_| Die Kostenberechnung ist bis zum       vorzulegen. Sie ist von beiden Vertragsparteien gegenzuzeichnen.


(2.2) Vergütung und anrechenbare Kosten bei technischen Anlagen 

|_| die Anrechnung der technischen Gebäudeausrüstung erfolgt auf Basis von §33 Abs. 2 der HOAI, da die Planungs -und Überwachungsleistungen durch einen Fachingenieur für technische Gebäudeausrüstung erbracht werden. 
	 (d.h.: die Kosten der technischen Anlagen sind vollständig anrechenbar bis zu einem Betrag von 25 % der sonstigen anrechenbaren Kosten und zur Hälfte anrechenbar mit dem Betrag, der 25 % der sonstigen anrechenbaren Kosten übersteigt.)
|_| der Architekt wird mit Planungs- und (sofern beauftragt) Überwachungsleistungen für die folgenden technischen Anlagen beauftragt:
	
[bookmark: Kontrollkästchen148]|_| Abwasser
[bookmark: Kontrollkästchen149]|_| Wasser
[bookmark: Kontrollkästchen150]|_| Heizung und Brauchwasser
[bookmark: Kontrollkästchen151]|_| Gase und Flüssigkeiten
[bookmark: Kontrollkästchen152]|_| Elektrischer Strom
[bookmark: Kontrollkästchen153]|_| Fernmeldetechnik
[bookmark: Kontrollkästchen154]|_| Lüftung, Klimatisierung
[bookmark: Kontrollkästchen155]|_| Blitzschutz
[bookmark: Kontrollkästchen156]|_| Aufzugs- und Förderanlage
[bookmark: Kontrollkästchen157][bookmark: Text226]|_| Betriebliche Einbauten     

Die anrechenbaren Kosten der aufgeführten technischen Anlagen werden somit vollständig für den Architekten anrechenbar.


(2.3) Anrechenbare Kosten der vorhandenen Bausubstanz (bei Bestandsbauten):
	Der Umfang der mitzuverarbeitenden Bausubstanz im Sinne des § 2 Absatz 7 HOAI 2021 ist bei den anrechenbaren Kosten angemessen zu berücksichtigen. Umfang und Wert der mitzuverarbeitenden Bausubstanz werden wie folgt festgelegt:	
Der Wert der vorhandenen mitzuverarbeitenden Bausubstanz wird gemeinsam (AN und AG) auf 
		            € festgelegt.  
	(Hinweis: sollte hier bei einem beauftragten Umbau/Modernisierung keine Eintragung erfolgen, oder darauf verzichtet werden, so ist dieses mit einer Individualvereinbarung zwischen beiden Parteien unter § 20- Sonstige Vereinbarungen-zu begründen.)
 	Diese Festlegung ist bei Vertragsschluss, unabhängig davon, ob eine Kostenberechnung bereits erfolgt ist, zu treffen.

 (2.4)	zusätzlich zu vereinbarende anrechenbare Kosten:
[bookmark: Kontrollkästchen114]	|_|Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin wird mit der Planung oder Überwachung bzw. Mitwirkung bei der Beschaffung im Rahmen der jeweils übertragenen Leistungsphasen beauftragt:
[bookmark: Kontrollkästchen16][bookmark: Kontrollkästchen17][bookmark: Kontrollkästchen27]Herrichten des Grundstücks		|_|
Nichtöffentliche Erschließung		|_|
Technische Anlagen in Außenanlagen	|_|
[bookmark: Kontrollkästchen102]Freianlagen bis 7.500,- € Herstellungskosten |_|

Die Leistungen für die Kostengruppe 380 (baukonstruktive Einbauten) insbesondere
[bookmark: Kontrollkästchen121] |_| 381 (Allgemeine Einbauten (z.B. Einbaumöbel)),
[bookmark: Kontrollkästchen122] |_| 382 (besondere Einbauten (z.B. Altäre)) werden durch den Architekten erbracht
Die anrechenbaren Kosten dieser Leistungen werden zu den sonstigen anrechenbaren Kosten addiert. 
	* Wenn keine Leistungen des Architekten erbracht werden, so sind diese auch nicht anrechenbar.
	Für die Erbringung von Leistungen bei der Planung, Überwachung und Beschaffung von beweglicher Ausstattung oder Kunstwerken sind Pauschalfestbeträge unter besondere Leistungen zu vereinbaren, insofern hier Planung oder Überwachung bzw. Mitwirkung bei der Beschaffung durch den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin erbracht werden.

(2.5)	Honorarzone

	Die Objekte aus § 1 des Vertrages werden nach HOAI § 5 in folgende Honorarzonen eingestuft:

Hinweis: die Festlegungen in der Objektliste der HOAI gelten nicht für die Einstufung in die Honorarzone sondern müssen über die Matrix ermittelt werden. 

	(bei mehreren Objekten jeweils einzelne Eintragungen vornehmen)
	Objekt:       	Zone:      
Objekt:       	Zone:      
Objekt:       	Zone:      
Objekt:       	Zone:      

Die Honorarzonen wurden wie folgt ermittelt:
[bookmark: Kontrollkästchen123][bookmark: Text212]|_|Mit der Matrix für die Ermittlung von Honorarzonen*, Anlage       
*(Bei Bestandsbauten zwingend erforderlich)
[bookmark: Kontrollkästchen124]|_|Durch die Objektliste (Anlage 10.2  der HOAI)
(nur für Neubauten)
	 
(2.6)   Honorartafel
	im Rahmen der in der HOAI festgesetzten Mindest- und Höchstsätze wird folgender Satz festgelegt:

[bookmark: Kontrollkästchen20][bookmark: Kontrollkästchen21]		|_| Mindestsatz
|_|       (Viertelsatz, Mittelsatz etc.)

 (2.7) Vereinbarung von Zuschlägen:
· Für Leistungen bei Umbauten und Modernisierung wird gem. HOAI § 36 eine Erhöhung des Honorars um       v.H. vereinbart. (max. 33 v.H. ab durchschnittlichem Schwierigkeitsgrad für Gebäude, max.50 v.H. ab durchschnittlichem Schwierigkeitsgrad für Innenräume).
· Für Instandsetzungen und Instandhaltungen wird gem. HOAI § 12- Abs. 2 eine Erhöhung des Honorars für die Objektüberwachung (Leistungsphase 8) um       v.H. vereinbart.
Hinweis: Wird ein Umbau/Modernisierungszuschlag erhoben, so kann nicht gleichzeitig ein Instandhaltungs/Instandsetzungszuschlag erhoben werden- wird ein Instandhaltungs/Instandsetzungszuschlag erhoben, so kann nicht gleichzeitig ein Umbau/Modernisierungszuschlag erhoben werden.


(2.8)      Vereinbarungen bei mehreren Objekten:
[bookmark: Kontrollkästchen119]|_| 	Die vom Auftraggeber/der Auftraggeberin zu erbringenden Leistungen sind für mehrere Objekte. Diese werden gem. § 11 (3) HOAI im zeitlichen und örtlichen Zusammenhang als Teil einer Gesamtmaßnahme geplant und betrieben.  Die anrechenbaren Kosten werden daher für die Honorarermittlung addiert.
|_| 	Die vom Auftraggeber/der Auftraggeberin zu erbringenden Leistungen sind für mehrere Objekte. Die Objekte werden nicht gem. § 11 (3) HOAI im zeitlichen und örtlichen Zusammenhang als Teil einer Gesamtmaßnahme geplant und betrieben.  Die anrechenbaren Kosten werden daher für die Honorarermittlung nicht addiert. Es erfolgt eine Honorarberechnung für jedes Objekt einzeln.


(2.09)	Besondere Leistungen

Honorar ist als Festbetrag festzulegen:
	(das Zutreffende ist anzukreuzen und zu ergänzen, sind keine Eintragungen vorhanden, so ist hier von keiner Beauftragung auszugehen) gem. HOAI § 3 Abs. 3
	Art der Besonderen Leistung:								Festbetrag:
[bookmark: Kontrollkästchen125]	|_|a) Bei Instandsetzungen und Instandhaltungen - vorbereitende Arbeiten 
             (z.B. örtl. Feststellungen, Aufmaßskizzen usw.)	          €
	         Beschreibung:       
[bookmark: Kontrollkästchen126]	|_|b) Modelle folgender Art 
	         Beschreibung (Maßstab, Material etc.)     	      €
[bookmark: Kontrollkästchen127]	|_|c) Gebäudeaufnahme von folgenden Objekten:      
		      €
[bookmark: Kontrollkästchen128]	|_|d) Freianlagen ab 7.500,- € bis 19.999,- €*	      €
* ab 20.000,- € sind die Freianlagen ebenfalls gem. § 3 (6) zu beauftragen.
[bookmark: Kontrollkästchen129]	|_|e) Ausstattung (Umfang/Beschreibung:      )	      €
[bookmark: Kontrollkästchen130]	|_|f)  Kunstwerke	      €
	|_|g) Umfassende Beratung des Presbyteriums oder andern dem Presbyterium untergeordneten Gremiums, die über den Arbeitsaufwand einer wöchentlichen Bausitzung hinausgehen (Pauschale pro Sitzung) (siehe auch § 4 (9))	      €

[bookmark: Kontrollkästchen132]	|_|h)     	      €
[bookmark: Kontrollkästchen133]	|_|i)     	      €

Unter 2.09 nicht durch Ankreuzen beauftragte besondere Leistungen sind nicht Bestandteil dieses Vertrages. Sie müssen vor ihrer Erbringung angeboten und schriftlich beauftragt werden. 


(2.10)    Stundensätze für Zeithonorar 

		Die Stundensätze werden festgelegt, für den Fall, dass noch weitere – in § 8 (2.09) nicht beschriebene Leistungen die im Verhältnis zu den Grundleistungen einen nicht unwesentlichen (d.h. einen Arbeitsaufwand von mehr als 16 Stunden) Arbeitsaufwand verursachen für die Erfüllung der Architektenleistungen notwendig werden sollten. 
		
		Änderungen, die durch begründete Einwendungen des Auftraggebers/der Auftraggeberin oder durch Auflagen und Empfehlungen der beteiligten Behörden und Prüfingenieure erforderlich werden, werden nicht vergütet.

	Die Leistungen sind vor Erbringung schriftlich durch den Bauherrn/die Bauherrin zu beauftragen.

a) für den Architekten/die Architektin	      €
    (empfohlen: max 120,00)
b) für technische Mitarbeitende
   (Dipl.-Ing. oder grad. Ing.)	      €
   (empfohlen: max 90,00 €)
c) für technische Mitarbeitende
   (Bautechniker/Bautechnikerinnen, 
     Bauzeichner/Bauzeichnerinnen)	      €
     (empfohlen: max 60,00 €)

 (2.11)	Nebenkosten (HOAI § 14)
[bookmark: Kontrollkästchen12]	|_| Nebenkosten werden nicht erstattet.
[bookmark: Kontrollkästchen13]	|_| Nebenkosten werden pauschal in Höhe von       v.H. des Honorars erstattet. *
(in den Nebenkosten sind alle für die Baumaßnahme notwendigen Nebenkosten, auch Fahrtkosten über 15 km vom Geschäftssitz des Auftragnehmers angemessen enthalten.)

	Ergänzende Vereinbarungen:
	     


(3) 	Verrechnung von Vorvergütungen
[bookmark: Kontrollkästchen39][bookmark: Kontrollkästchen40][bookmark: Text180][bookmark: Kontrollkästchen41]	Auf die Gesamtvergütung wird angerechnet:
	|_| das Wettbewerbspreisgeld	in Höhe von      
	|_| das Gutachterhonorar	in Höhe von      
	|_| die Pauschalvergütung	in Höhe von      
	|_| die bereits erfolgte Vergütung der Leistungsphasen       in Höhe von      

(4)	Umsatzsteuer:
	In den Vergütungen und in den Nebenkosten ist die Umsatzsteuer nicht enthalten. Sie wird in der gesetzlichen Höhe in Rechnung gestellt.

(5)	Änderungen im Sinne des § 650 b
	Im Falle von wesentlichen Änderungen des vereinbarten Werkerfolgs (Leistungen im Sinne der beauftragten Leistungsphasen der HOAI (s.§ 3 dieses Vertrages) gelten die Regelungen des § 650 b.  
	Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat in diesem Falle ein Angebot über Mehr- oder Mindervergütung zu erstellen. Dabei unterliegen diese Vergütungsanpassungen den Regelungen der HOAI.  Etwaige weitere Besondere Leistungen sind durch die Parteien gemeinsam frei vereinbar. 
	Die Abweichungen gegenüber dem Vertrag sind von beiden Vertragsparteien gegenzuzeichnen.


§ 9
Zahlungen

(1) Das Honorar für die übertragenen Leistungen bis einschließlich Leistungsphase 8 wird fällig, wenn die Leistungen vollständig und vertragsgemäß erbracht sind, insbesondere, wenn das Bauvorhaben abgenommen wurde, die Gewährleistungsfristen aufgelistet sind, die Baumaßnahme abgerechnet, die vollständige Dokumentation dem Auftraggeber/der Auftraggeberin übergeben und eine prüffähige Honorarschlussrechnung eingereicht worden ist. 
(2) Das Honorar für die Objektbetreuung wird erst nach Abschluss der Leistungsphase 9 fällig.

(3) Für übertragene Leistungen, die nicht mit der Fertigstellung des Gebäudes enden, wird das Honorar fällig, wenn die Leistungen gem. § 3 dieses Vertrages vollständig und vertragsgemäß erbracht wurden, die vollständige Dokumentation der Leistungen inkl.der vereinbarten digitalen Unterlagen der Auftraggeberin vorliegt und eine prüffähige Honorarschlussrechnung eingereicht worden ist. 

(4) Sollte auch die Baugenehmigungsplanung geschuldet sein, so ist das Honorar erst dann vollständig fällig, wenn die Baugenehmigung der entsprechenden Baubehörde vorliegt. 
(5) Abschlagszahlungen
Abschlagzahlungen werden auf Basis des nachgewiesenen Leistungsstandes gewährt. Die Vorlage der vollständigen nach HOAI geschuldeten, bzw. beauftragen Leistungen einer Leistungsphase und deren Abnahme sind Voraussetzung für die Stellung einer Abschlagsrechnung. Das gleiche gilt auch für in sich abgeschlossene Teilleistungen.

(6) Bei Auftragnehmer-Arbeitsgemeinschaften werden Zahlungen mit befreiender Wirkung für den Auftraggeber/die Auftraggeberin ausschließlich an den federführenden Auftragnehmer/die Auftragnehmerin geleistet; das gilt auch nach Auflösung der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin/Arbeitsgemeinschaft.

(7) Für den Fall einer Überzahlung verzichtet der Architekt/die Architektin auf die Einrede des Wegfalls der Bereicherung.


§ 10
Haftung des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin
(1)	Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche des Auftraggebers/der Auftraggeberin richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

(2)	Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin haftet insbesondere dafür, dass seine Leistungen den allgemein anerkannten Regeln der Baukunst und der Technik* sowie den jeweils geltenden einschlägigen gesetzlichen Vorschriften und Verordnungen entsprechen. 

	*Definition: Fachlich allgemein anerkannten Regeln der Technik sind schriftlich fixierte technische Festlegungen für Verfahren, die nach herrschender Auffassung der beteiligten Fachleute, Verbraucher und der öffentlichen Hand geeignet sind und die sich in der Praxis allgemein bewährt haben oder deren Bewährung nach herrschender Auffassung in überschaubarer Zeit bevorsteht.

(3)	Die Haftung des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin wird durch die Beteiligung des Landeskirchenamtes der EKiR im Rahmen der Bauberatung sowie die Abnahme der Vertragsleistungen nicht eingeschränkt.

(4)	Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat Anordnungen des Auftraggebers/der Auftraggeberin auf Richtigkeit und Zweckmäßigkeit zu prüfen. Er kann im Schadensfall ein Mit- oder Alleinverschulden des Auftraggebers/der Auftraggeberin nur geltend machen, wenn er gegen dessen Anordnungen schriftlich Einspruch erhoben hat. Dies gilt auch dann, wenn dem Auftraggeber/der Auftraggeberin fachkundige Personen zur Seite stehen.

(5)	Die Haftung wegen positiver Vertragsverletzung, ungerechtfertigter Bereicherung oder unerlaubter Handlung bleibt unberührt.


§ 11 
Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin

(1)	Zur Sicherstellung etwaiger Ersatzansprüche aus diesem Vertrag ist vom Auftragnehmer/von der Auftragnehmerin eine Haftpflichtversicherung nachzuweisen. Die Versicherungskosten trägt der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin. Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat nachzuweisen, dass die nachstehend genannten Summen zur Deckung der Ersatzansprüche aus diesem Vertrag zur Verfügung stehen.
	Die Haftsummen dieser Versicherung müssen mindestens betragen:
	a) für Personenschäden	      €
	b) für sonstige Schäden	      €
	Versicherungsgesellschaft:	     
	Nummer Versicherungspolice:	     
	Maximierung (mind. 2-3 fach):	     

(2)	Der Nachweis der Haftpflichtversicherung ist bei Vertragsschluss vorzulegen und dem Vertrag beizufügen. Ohne Nachweis mit den vereinbarten Deckungssummen hat der Architekt/die Architektin keinen Anspruch auf Auszahlung einer Vergütung.

*Anmerkung:  Als Deckungssummen einer abzuschließenden Berufs- Haftpflichtversicherung sind folgende Beträge vorzusehen: 
Personenschäden = mind. 1.5 Mio. €, sonstige Schäden = mind. 250.000,-€
Bei Gesamtkosten von mehr als 1.5 Mio. € sind für sonstige Schäden 15 v.H. der Gesamtkosten vorzusehen.

Gegebenenfalls empfiehlt sich für größere Bauvorhaben der Abschluss eines Objekthaftpflichtvertrages.

§ 12
Herausgabeanspruch des Auftraggebers/der Auftraggeberin

(1)	Die vom Auftragnehmer/von der Auftragnehmerin gefertigten und beschafften Unterlagen sind dem Auftraggeber/der Auftraggeberin spätestens 6 Monate nach Abnahme der Leistungen unaufgefordert zu übergeben.

(2)	Ein Zurückbehaltungsrecht des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin bei Anforderung ist ausgeschlossen.
§ 13
Urheberrecht

(1) Der Auftraggeber/die Auftraggeberin ist berechtigt, die Unterlagen dieser Baumaßnahme und das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin zu nutzen und zu ändern, auch für eine Wiederherstellung oder die Fertigstellung durch Dritte. Der Auftraggeber/die Auftraggeberin kann Änderungen vornehmen, die er aus wirtschaftlichen, funktionellen oder konstruktiven Gründen für die Verwendung des Bauwerks für zweckmäßig hält (sollten gesetzliche Bestimmungen diesem nicht entgegenstehen).

(2) Mit Abschluss der Entwurfsplanung (Leistungsphase 3 gemäß § 34 Absatz 3 Nummer 3 HOAI) erwirbt der Bauherr das Recht, das Bauwerk nach der Planung des Architekten auszuführen (Nachbaurecht). 

(3) Im Falle einer Kündigung aus wichtigem Grunde durch den Auftraggeber/die Auftraggeberin vor Fertigstellung der Leistungsphase 3 erwirbt der Bauherr ebenfalls das Recht die Planung auf Basis der vorliegenden Planung der Auftragnehmerin/des Auftragnehmers weiterzuführen. 

(4)	Der Auftraggeber/die Auftraggeberin hat das Recht zur Digitalisierung, Vervielfältigung, Verwertung, Verleihung und Veröffentlichung der Unterlagen unter Namensangabe des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin.

(4)	Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin gewährleistet, dass die vertraglichen Nutzungsrechte frei von Schutzrechten Dritter sind, die ihre Nutzung ausschließen oder einschränken. Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin übernimmt die alleinige und in der Höhe unbegrenzte Haftung gegenüber denjenigen, die Verletzung von Schutzrechten geltend machen.

(5)	Mit der vereinbarten Vergütung sind sämtliche Ansprüche des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin im Zusammenhang mit der Übertragung der Nutzungs-, Verwertungs- und Änderungsrechte an seiner Leistung abgegolten.

(6)	Bestehen fremde Urheberrechte an dem Bestandsobjekt, ist das Klären dieser Urheberrechte und das Einholen der Zustimmung des Berechtigten Bestandteil dieses Vertrages.


§ 14
Kündigung des Vertrages

(1) Der Auftraggeber/die Auftraggeberin kann den Vertrag bzw. die mit dem Vertragsschluss oder durch gesonderten Abruf beauftragten (Teil-)Leistungen jederzeit ohne Grund wie auch aus wichtigem Grund kündigen oder teilkündigen. Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin kann nur aus wichtigem Grund kündigen. Er hat kein Recht zu Teilkündigungen. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen.

(2) Wird aus einem Grund gekündigt, den der Auftraggeber/die Auftraggeberin zu vertreten hat, so erhält der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin die vereinbarte Vergütung für die ausgeführten Leistungen von vollständig erbrachten Leistungsphasen oder in sich abgeschlossenen brauchbaren Teilleistungen von Leistungsphasen.  Für noch nicht erbrachten (Teil)Leistungen stehen dem Auftragnehmer/der Auftragnehmerin 5 vom Hundert zu. 
(3) Hat der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin den Kündigungsgrund zu vertreten, so sind nur die bis dahin vertragsgemäß erbrachten, in sich abgeschlossenen, brauchbaren und nachgewiesenen Einzelleistungen zu vergüten. Der Schadensersatzanspruch des Auftraggebers/der Auftraggeberin bleibt unberührt.
(4) Nach der Kündigung ist eine gemeinsame Feststellung des Leistungsstandes erforderlich.  Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin hat unverzüglich alle erbrachten Leistungen dem Auftraggeber/der Auftraggeberin zur Dokumentation des Leistungsstandes vorzulegen. Zudem sind sofort alle ggfs. dem Auftraggeber/ der Auftraggeberin nicht vorliegende Arbeitsergebnisse von Dritten und auch vom Auftraggeber/der Auftraggeberin übergebene Bestandsunterlagen zu übergeben. Die Bestimmungen des § 4 Abs. 11 dieses Vertrages betreffen auch den Fall der Kündigung. 


§ 15
Abnahme
(1) Die Abnahme der Architektenleistungen hat nach vollständiger Erbringung aller in diesem Vertrag und durch eventuelle Vertragszusätze vereinbarten Leistungen durch ein schriftliches Abnahmeprotokoll zu erfolgen.

(2) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin kann ab der Abnahme der letzten Leistung des bauausführenden Unternehmers oder der bauausführenden Unternehmer eine Teilabnahme der von ihm bis dahin erbrachten Leistungen verlangen- Voraussetzung ist die Vorlage der erbrachten Leistungen. 

(3) Sollte der Auftraggeber/die Auftraggeberin die (Teil)- Abnahme (gem. § 650 g BGB) verweigern, so vereinbaren die Parteien in diesem Fall einen gemeinsamen Termin in dem gemeinsam der Zustand des Planerwerks festgestellt werden soll. 
(4) Die Nutzung des erstellten baulichen und sonstigen Anlagen durch den Auftraggeber/die Auftraggeberin sowie jedwede Zahlungen an den Auftragnehmer/die Auftragnehmerin reichen für die Teilabnahme von Architektenleistungen nicht aus; die Leistung von Teilschlusshonorarzahlungen durch den Bauherrn gem. § 9 des vorliegenden Vertrages bewirkt keinen früheren Beginn der Verjährung. 

§ 16
Vorgaben für Ausschreibungen, Vergabe und Abrechnung

Gem. Anlage 9 zur Richtlinie der Wirtschafts- und Verwaltungsverordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland wurden Durchführungsbestimmungen für die Ausschreibung, Vergabe und Abrechnung von Bauleistungen, Lieferungen und Dienstleistungen vorgegeben, die bei der Erbringung der Leistungen des AN zu berücksichtigen sind. Die Vorgaben dazu sind der Anlage 2 dieses Vertrages zu entnehmen. 


§ 17
Mängelhaftungsansprüche und Verjährung
(1) Die Honoraransprüche des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin verjähren in 3 Jahren. Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Anspruch fällig wird.
(2) Die Verjährungsfrist für Leistungen des Auftragnehmers/der Auftragnehmerin beträgt 5 Jahre.
(3) Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin haftete neben dem bauausführenden Werkunternehmer gegenüber dem Auftraggeber/der Auftraggeberin für Mängel am Bauwerk wegen mangelhafter Planung und/oder Bauüberwachung nach § 421 BGB gesamtschuldnerisch.  Im Übrigen gilt § 650t BGB. 


§ 18
Streitigkeiten
(1)	Bei Streitigkeiten aus diesem Vertrag haben die Beteiligten zunächst die kirchliche Aufsichtsbehörde (Landeskirchenamt) zur Schlichtung einzubeziehen. Wenn der Versuch einer Schlichtung nicht zum Erfolg geführt hat, ist der ordentliche Rechtsweg einzuhalten, wobei als Gerichtsstand der Sitz des Auftraggebers/der Auftraggeberin vereinbart wird.

§ 19
Arbeitsgemeinschaften
[bookmark: _GoBack](1)	Die Federführung für die Arbeitsgemeinschaft im Rahmen dieses Vertrages übernimmt 
     
(2)	Für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtung haftet jedes Mitglied der Arbeitsgemeinschaft auch nach deren Auflösung gesamtschuldnerisch.



§ 20
Sonstige Vereinbarungen
(Hinweis:  bitte um Eintragung aller ergänzenden Erläuterungen, ggfs. auch um Festlegung bei Verzicht auf Anrechnung von vorhandener mitzuverarbeitender Bausubstanz etc.  )
     
	

§ 21
Schlussbestimmungen
(1)	Änderungen, Ergänzungen, Nebenabreden und Kündigung dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform.
(2)	Insbesondere bedürfen alle Maßnahmen, die die vereinbarte Planung oder Bauausführung abändern, auch wenn sie auf Wünsche des Auftraggebers/der Auftraggeberin zurückgehen oder in seinem/ihrem Einverständnis erfolgen, der schriftlichen Vereinbarung vor Einleitung der Änderungsmaßnahmen.
(3)	Dieser Vertrag wird in drei Exemplaren ausgefertigt; je ein Exemplar erhält der Auftraggeber/die Auftraggeberin, der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin und der zuständige Kirchenkreis. 
(4)	Soweit bei der Durchführung des Vertrages Lücken auftreten sollten, so sind diese durch Regelungen zu beheben, die dem wirtschaftlichen Sinn des Vertrages am nächsten kommen.
(5)	Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam sein, verpflichten sich die Vertragsparteien, eine Regelung zu treffen, die sie bei sachgerechter Abwägung der beiderseitigen Interessen in Kenntnis der Unwirksamkeit der Bestimmung gewählt hätten und deren wirtschaftliches Ergebnis dem der unwirksamen Regelung soweit wie möglich entspricht.

§ 22
Vorgaben zum Abschluss von Architektenverträgen/Beratungsvermerk

(1)
Vorgaben gem. § 53 Abs. 5 der WiVo:
Für Planungsleistungen im Sinne der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) ist mit Architektinnen oder Architekten bzw. Ingenieurinnen oder Ingenieuren vor Auftragserteilung ein schriftlicher Vertrag abzuschließen. Dabei sind die Vertragsmuster des Landeskirchenamtes zu verwenden sowie seine Beratungen ab einem Gesamtkostenumfang von 3 Millionen Euro (einschließlich Mehrwertsteuer und Nebenkosten) in Anspruch zu nehmen. Soll in Ausnahmefällen von den Musterverträgen abgewichen werden, so ist dies bei Überschreitung des o.g. Gesamtkostenumfangs dem Landeskirchenamt mit einer schriftlichen Begründung zur Genehmigung vorzulegen. 

Der Vertrag wurde dem Landeskirchenamt vorgelegt und geprüft. 
|_| Es bestehen keine Bedenken.
[bookmark: Kontrollkästchen135][bookmark: Text213][bookmark: Text214]|_|Unter Berücksichtigung der im Schreiben vom            formulierten Hinweise bestehen keine Bedenken gegen den Abschluss des Vertrages. 
		
	
______________________________________


(Ort/Datum)	Unterschrift MitarbeiterIn LKA

Unterschriften der Vertragsparteien

Der Auftraggeber/Auftraggeberin	Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin
	
     
	
     


(Ort/Datum)	(Ort/Datum)

___________________________	______________________________________
(Vertretungskörperschaft/Siegel)	(Name/Stempel)


___________________________	______________________________________
(rechtsverbindliche Unterschrift)	(rechtsverbindliche Unterschrift)



___________________________
(rechtsverbindliche Unterschrift)
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Anlage 2 



Gem. Anlage 9 zur Richtlinie
(zu § 23 Absatz 2 WiVO) sind die folgenden 
Durchführungsbestimmungen für die Ausschreibung, Vergabe und Abrechnung
von Bauleistungen, Lieferungen und Dienstleistungen einzuhalten.
§ 1
Grundlagen
( 1 ) Für die Vergabe und Ausführung von Bauleistungen (§ 53 Absatz 3 WiVO) gilt die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB, Teil A, B und C). Für die Vergabe und Ausführung von Leistungen (§ 23 Absatz 2 WiVO) gilt die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen Teil A (VOL/A), soweit sich aus dieser Anlage keine Abweichungen ergeben. Auf § 2 Absatz 2 wird verwiesen.
( 2 ) Bauleistungen im Sinne der VOB sind Arbeiten jeder Art, durch die eine bauliche Anlage hergestellt, in Stand gehalten, geändert oder beseitigt wird (§ 1 VOB, Teil A).
( 3 ) Leistungen im Sinne der VOL sind alle Lieferungen und Dienstleistungen, ausgenommen Leistungen, die unter die Verdingungsordnung für Bauleistungen – VOB – fallen, sowie Leistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuflich Tätigen angeboten werden (§ 1 VOL/A).
( 4 ) Die Evangelische Kirche im Rheinland und ihre Körperschaften sind in der Regel kein öffentlicher Auftraggeber im Sinne von § 99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB).
( 5 ) Auch bei einer Überschreitung der Schwellenwerte gemäß § 106 GWB können die Bestimmungen des Absatzes 1 (VOB Teile A,B und C sowie VOL/A ) angewandt werden. Ansonsten gelten die Regelungen der Vergabeverordnung (VgV).
§ 2
Allgemeine Vergabegrundsätze
( 1 ) Es ist unzulässig, einen Auftrag in mehrere Aufträge aufzuteilen, um Bestimmungen dieser Richtlinien zu umgehen.
( 2 ) Sind Finanzierungshilfen von Dritten bereitgestellt worden, so sind die in den Bewilligungsbescheiden enthaltenen Nebenbestimmungen und die dort geltenden Regelungen zur Auftragsvergabe zu beachten.
( 3 ) Bei der Vorbereitung und Durchführung von Vergaben ist darauf zu achten, dass Wettbewerbsbeschränkungen und Absprachen vermieden werden.
( 4 ) Bei der freihändigen Vergabe und der beschränkten Ausschreibung soll möglichst unter den in Frage kommenden Bietern gewechselt werden.
§ 3
Vergabearten bei Bauleistungen
( 1 ) Die zu wählende Vergabeart ergibt sich grundsätzlich aus § 3 VOB/A. Neben den sich aus § 3a Absatz 2 VOB/A ergebenden Fällen können Bauleistungen auch dann beschränkt ausgeschrieben werden, wenn die Auftragssumme voraussichtlich nicht mehr als 200.000 Euro beträgt. Es sind grundsätzlich mindestens drei, ab 115.000 Euro fünf Unternehmen zur Abgabe eines Angebots aufzufordern; es sei denn, dass es sich um Spezialaufträge handelt, für die weniger Bieter in Betracht kommen.
( 2 ) Neben den sich aus § 3a Absatz 3 VOB/A ergebenden Fällen können Bauleistungen auch dann freihändig vergeben werden, wenn die Auftragssumme voraussichtlich nicht mehr als 30.000 Euro beträgt, und zwar:
a. bei Beträgen bis 15.000 Euro nach vorausgegangener formloser Preisermittlung; das Ergebnis der formlosen Preisermittlung ist aktenkundig zu machen,
b. bei Beträgen zwischen 15.000 Euro bis 30.000 Euro, wenn mindestens drei vergleichbare schriftliche Angebote vorliegen.
( 3 ) Die Eignung der aufzufordernden Unternehmen ist zuvor zu prüfen.
( 4 ) Aufträge an Werkstätten für behinderte Menschen und Inklusionsbetriebe nach § 224 SGB IX sowie an gemeinnützige Gesellschaften mit beschränkter Haftung (gGmbH) können abweichend von den Absätzen 1-3 freihändig vergeben werden.
( 5 ) Um vergleichbare Angebote zu erhalten, sind Bauleistungen nach Art und Umfang genau und umfassend in einem Leistungsverzeichnis zu beschreiben. Dies setzt entsprechende Fachkenntnisse voraus. Deshalb werden Leistungsverzeichnisse in aller Regel von Architekten, Ingenieuren und ausnahmsweise von Fachfirmen erstellt. Diesen steht hierfür ein Honorar zu.
( 6 ) Stundenlohnarbeiten sind auf das unumgängliche Maß zu beschränken. Der Stundenlohn ist schriftlich zu vereinbaren. Der Auftragnehmer soll Stundenlohnzettel arbeitstäglich vorlegen.
( 7 ) Das Verfahren der Angebotsöffnung und Wertung ist in der VOB/A §§ 14 festgelegt.
( 8 ) Das Landeskirchenamt passt die in Absatz 1 und 2 genannten Betragsgrenzen alle drei Jahre auf Grundlage des Baupreisindexes an.
§ 4
Verfahren bei Ausschreibungen von Bauleistungen
( 1 ) Aufträge für Bauleistungen sind schriftlich zu erteilen. Vertragsgrundlage ist die VOB, Teile B und C.
( 2 ) Fristen zur Verjährung von Mängelansprüchen müssen schriftlich vereinbart werden, wenn sie von den Regelfristen der VOB abweichen sollen. Da der Auftragnehmer das erhöhte Risiko eines verlängerten Mängelanspruchs bei seiner Kalkulation unter Umständen mit erheblichen Zuschlägen aufzufangen pflegt, empfiehlt sich eine Fristverlängerung nur bei Anwendung neuer oder erfahrungsgemäß anfälliger Konstruktionen sowie bei Verwendung nicht langfristig erprobter Baustoffe.
( 3 ) Sicherheiten dienen dazu, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung und die Mängelansprüche sicherzustellen. Sie müssen vertraglich vereinbart werden. Bei Leistungen, die erfahrungsgemäß schadensanfällig sind (z. B. Flachdachabdichtung), ist der Einbehalt eines Betrags von 5 % der Schlussrechnungssumme bzw. eine entsprechende Bankbürgschaft für die Zeit des Mängelanspruchs angemessen.
( 4 ) Vereinbarte Einbehalte sind als Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen zu belassen und bei mängelfreier Abnahme nach Ablauf der Frist zur Verjährung der Mängelansprüche auszuzahlen. Bei Vorlage einer unbefristeten Bankbürgschaft kann der Betrag vorzeitig ausgezahlt werden.
( 5 ) Das Verfahren der Abnahme der Leistung und deren Abrechnung richten sich im Übrigen nach der VOB, Teil B.
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